	Gender Mainstreaming


Unter „Gender Mainstreaming” laufen weltweit Programme zur Gleichstellung der Geschlechter. Hierzulande macht sich das vor allem darin bemerkbar, dass für Frauenprojekte häufig leichter Fördermittel zu erlangen sind als für nicht frauenspezifische Vorhaben. Das treibt inzwischen teilweise kuriose Blüten, bleibt aber natürlich nicht ohne Wirkung. Teilweise führt das zu einer Umkehr der (Benachteiligungs-)Verhältnisse. Aus Beratersicht bedeutet das, dass es sich lohnt, über reine Frauenprojekte nachzudenken, um sich diesen Markt zu erschließen. Die meisten Frauenförderungsprogramme dürften heute unter dem Generalthema „Gender Mainstreaming” stehen. Konkret führt es z.B. dazu, dass Frauen- und Familienministerien sich mit Gründungsförderung befassen ‒ nicht nur klassische Wirtschaftsressorts. Die nachfolgenden Informationen werden anhand der Internetseite www.gendermainstreaming.net, Stand 22.05.2005, zusammengestellt, zu der man von der Seite des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gelangt.

Begriff

Gender Mainstreaming bedeutet, bei allen gesellschaftlichen Vorhaben die unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen von Frauen und Männern von vornherein und regelmäßig zu berücksichtigen, da es keine geschlechtsneutrale Wirklichkeit gibt.

Das schwer übersetzbare Wort Gender kommt aus dem Englischen und bezeichnet im heutigen Sprachverständnis die gesellschaftlich, sozial und kulturell geprägten Geschlechtsrollen von Frauen und Männern. Wörtlich bedeutet es Genus, Geschlecht (z.B. auch im grammatischen Sinn) 
oder auch „Generation” – „also das geschlechtsneutrale” „Menschliche”, für das es ja bekanntlich in vielen anderen Sprachen keine Entsprechung gibt. Bezeichnenderweise ist es in aktuellen Wirtschaftslexika teilweise gar nicht verzeichnet, obwohl unser (Wirtschafts-)Leben inzwischen von dieser Bewegung durchdrungen ist.

Diese „Geschlechterrollen” sind nach allgemeinem Verständnis – anders als das biologische Geschlecht – erlernt und damit auch veränderbar.

Mainstreaming (englisch für „Hauptstrom”) bedeutet, dass eine bestimmte inhaltliche Vorgabe, die bisher nicht das Handeln bestimmt hat, nun zum zentralen Bestandteil bei allen Entscheidungen und Prozessen gemacht wird.

Gender Mainstreaming wird daher als umfassender Auftrag an alle privaten und öffentlichen Entscheidungsträger aufgefasst, die unterschiedlichen Interessen und Lebenssituationen von Frauen und Männern

· in der Struktur,
· in der Gestaltung von Prozessen und Arbeitsabläufen,
· in den Ergebnissen und Produkten,
· in der Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit,
· in der Steuerung (Controlling)

von vornherein zu berücksichtigen, um das Ziel der Gleichstellung von Frauen und Männern effektiv verwirklichen zu können.

Quelle: nach www.gender-mainstreaming.net/gm/Hintergrund/herkunft,did=13542.html mit eigenen Ergänzungen.
Rechtliche Vorgaben

Was vielen Wirtschaftsteilnehmern noch ein Fremdwort ist, ist de facto längst gesetzliche Vorgabe. Verpflichtungen zur Umsetzung einer effektiven Gleichstellungspolitik im Sinne des Gender Mainstreaming ergeben sich sowohl aus internationalem Recht als auch aus unserem nationalen Verfassungsrecht.

Entstehungsgeschichte

Die Bewegung läuft weltweit seit 1985 (!), die Umsetzung in Europa begann 1996 mit einer Absichtserklärung, gefolgt von einer Fülle gesetzlicher Umsetzungsschritte.

Amsterdamer Vertrag

Auf EU-Ebene wurde der Gender-Mainstreaming-Ansatz zum ersten Mal im Amsterdamer Vertrag, der am 01.05.1999 in Kraft trat, rechtlich verbindlich festgeschrieben. Art. 2 und Art. 3 Abs. 2 dieses EG-Vertrags verpflichten die Mitgliedstaaten zu einer aktiven Gleichstellungspolitik im Sinne des Gender Mainstreaming.

Art. 2 des Amsterdamer Vertrags lautet:

„Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes und einer Wirtschafts- und Währungsunion sowie durch die Durchführung der in den Artikeln 3 und 4 genannten gemeinsamen Politiken und Maßnahmen in der ganzen Gemeinschaft (...) die Gleichstellung von Männern und Frauen (...) zu fördern.”
Art. 3 des Amsterdamer Vertrags führt das noch weiter aus:

„Bei allen in diesem Artikel genannten Tätigkeiten wirkt die Gemeinschaft darauf hin, Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern.”
Grundgesetz

Bereits im Grundgesetz ist die Verpflichtung zu einer aktiven Gleichstellungspolitik enthalten: Art. 3 Abs. 2 Grundgesetz (GG) bestimmt nach der Änderung von 1994 nicht nur: „Männer und Frauen sind gleichberechtigt” (Art. 3 Abs. 2 Satz 1 GG), sondern nimmt den Staat nunmehr ausdrücklich in die Pflicht, „die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern” zu fördern und „auf die Beseitigung bestehender Nachteile” hinzuwirken (Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG).

Bundesgesetze

Daneben findet sich die Verpflichtung zur Umsetzung und Beachtung von Gleichstellung im Sinne des Gender Mainstreaming inzwischen auch ausdrücklich in vielen Bundesgesetzen, z.B.

· § 9 Nr. 3 SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe: Bei der Aufgabenerfüllung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe müssen die unterschiedlichen Lebenslagen von Mädchen und Jungen berücksichtigt, Benachteiligungen abgebaut und die Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen gefördert werden,

· § 2 BGleiG: Alle Beschäftigten in der Bundesverwaltung, insbesondere Führungskräfte, müssen die Gleichstellung von Frauen und Männern fördern; diese Aufgabe ist durchgängiges Leitprinzip in allen Aufgabenbereichen.

Auch mit der Änderung des SGB III durch das sog. JobAQTIV-Gesetz ist durch § 1 Abs. 1 Satz 3 klargestellt, dass in der Arbeitsförderung die Gleichstellung von Frauen und Männern als durchgängiges Prinzip zu verfolgen ist. Hinzuwirken ist auf die Überwindung des geschlechtsspezifischen Ausbildungs- und Arbeitsmarkts, um die Chancen beider Geschlechter auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern (§ 8 Abs. 1).

Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien

Die Novellierung der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien durch Kabinettbeschluss vom 26.07.2000 ist ein weiterer Schritt zur Verankerung von Gender Mainstreaming. Der neue § 2 GGO stellt alle Ressorts der Bundesregierung vor die Aufgabe, den Gender-Mainstreaming-Ansatz bei allen politischen, normgebenden und verwaltenden Maßnahmen der Bundesregierung zu berücksichtigen.
	Diese europarechtlichen und nationalen Regelungen bedeuten, dass Gleichstellungspolitik und Gender Mainstreaming rechtlich – und nicht nur politisch! – geboten sind. Das heißt, sie verlieren auch bei einem Wechsel an der Spitze von Verwaltung und Politik nicht ihre Gültigkeit.


Entwicklung seit 1985 (!)

Die bereits 1985 eingeleitete Entwicklung nahm bisher folgenden Verlauf:

	Überblick: Gender Mainstreaming

	Herkunft und Entwicklung auf internationaler, europäischer und nationaler Ebene

	1985
	Gender Mainstreaming wird auf der 3. Weltfrauenkonferenz der Vereinten Nationen in Nairobi als politische Strategie vorgestellt.

	1994
	Durch die Einsetzung eines Lenkungsausschusses für die Gleichberechtigung von Frauen und Männern (CDEG), der für Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung zuständig und direkt beim Ministerkomitee angesiedelt ist, wird das Gender-Mainstreaming-Konzept auf der Ebene des Europarats aufgegriffen.

	
	In Schweden wird begonnen, Gender Mainstreaming auf nationaler, regionaler und kommunaler Politikebene umzusetzen. Gleichstellung wird nicht nur als Angelegenheit der Gleichstellungsministerin verstanden, sondern jedes Ministerium hat in seinem Zuständigkeitsbereich die Verantwortung dafür, dass Gleichstellungsaspekte alle Bereiche der Politik durchdringen. Gender Mainstreaming wird seitdem als Hauptmethode der schwedischen Gleichstellungspolitik begriffen.

	1995
	Auf der 4. Weltfrauenkonferenz in Peking wird das Prinzip in der verabschiedeten Arbeitsplattform verankert. Hieraus ergibt sich für alle Mitgliedstaaten die Verpflichtung, in den jeweiligen nationalen Strategien zur Umsetzung der 4. VN-Weltfrauenkonferenz ein Konzept zur Implementierung von Gender Mainstreaming zu entwickeln.

	
	Für die Arbeit der Vereinten Nationen ist die Beachtung und Umsetzung des Gender-Mainstreaming-Ansatzes seit der 4. Weltfrauenkonferenz, den gemeinsamen Schlussfolgerungen des Wirtschafts- und Sozialrates der VN „gender-perspective in all policies and programs in the UN system” und der darauf basierenden Resolution der Generalversammlung 52/100 bezüglich aller Maßnahmen und Programme verpflichtend.

	1996
	Die Europäische Union verpflichtet sich in der „Mitteilung der Europäischen Kommission zur Einbindung der Chancengleichheit in sämtliche politische Konzepte und Maßnahmen der Gemeinschaft” dem neuen Ansatz des Gender Mainstreaming.

	
	In Norwegen wird die Staatssekretärsebene der Ministerien zuständig für die Durchführung des Gender Mainstreaming. Zur Förderung und Kontrolle des Prozesses wird 1997 der „Ausschuss für Staatssekretäre” eingerichtet. Jedes Ministerium ist in seinem Bereich für die Umsetzung des Gender-Mainstreaming-Konzepts verantwortlich.

	1997
	Das Europäische Parlament empfiehlt in seiner Entschließung vom September 1997 als weitere Umsetzungsschritte die Schaffung geeigneter Koordinierungsstrukturen, die Erarbeitung von Bewertungskriterien, eine Überprüfung aller Legislativvorschläge auf die geschlechtsspezifische Dimension hin (Gleichstellungsprüfung), die Fortsetzung der Doppelstrategie (Gender Mainstreaming plus spezielle Fördermaßnahmen) und die Ausrichtung von Datenerhebungen und Statistiken nach geschlechtsspezifischen Kriterien.

	1998
	Veröffentlichung des ersten Fortschrittsberichts der Europäischen Kommission zu Gender Mainstreaming.

	
	In den Niederlanden wird auf Regierungsebene ein Aktionsplan zum Gender Mainstreaming erarbeitet, der von 1999 bis 2002 umgesetzt werden soll. Alle Ressorts benennen jeweils mindestens drei konkrete Maßnahmen für die Umsetzung von Gender Mainstreaming.

	
	In Finnland beschließt die Regierung eine dreijährige Erprobungsphase von 1998 bis 2001 zur Einführung von Gender Mainstreaming.

	
	Von nun an werden jährlich die beschäftigungspolitischen Leitlinien der EU festgelegt. Sie basieren auf den folgenden vier Säulen:

	
	1. Verbesserung der Beschäftigungschance

2. Entwicklung des Unternehmergeists

3. Förderung der Anpassungsfähigkeit der Unternehmen und ihrer Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

4. Stärkung der Maßnahmen für Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt.

	
	Die ÖTV beschließt, Gender Mainstreaming in der Tarifarbeit umzusetzen und setzt eine Gender-Beauftragte im Tarifsekretariat ein.

	
	Die Landesregierung Niedersachsen beschließt, Geschlechterpolitik in alle Ressorts der Landesregierung zu integrieren. Das gesamte Kabinett wurde umfassend zu Gender Mainstreaming geschult.

	
	Die Landesregierung Sachsen-Anhalt beschließt, bei jeder Kabinettvorlage zu prüfen, ob Frauen anders oder im stärkeren Maße als Männer betroffen sind. Jedes Ministerium führt diese Prüfung eigenverantwortlich durch.

	1999
	Verankerung des Gender-Mainstreaming-Ansatzes in den beschäftigungspolitischen Leitlinien der EU. Das bedeutet: Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit von Männern und Frauen werden nicht nur im Rahmen der Säule 4 begriffen, sondern als Querschnittsaufgabe auch für die drei anderen Säulen definiert.

	
	Mit Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrags (EG-Vertrag) am 01.05. wird der Gender Mainstreaming-Ansatz zum ersten Mal in rechtlich verbindlicher Form festgeschrieben. Art. 2 und Art. 3 Abs. 2 des EG-Vertrags verpflichten die Mitgliedstaaten zu einer aktiven Gleichstellungspolitik i.S.d. Gender Mainstreaming.

	
	Das Bundeskabinett erkennt mit Beschluss vom 23.06.1999 die Gleichstellung von Frauen und Männern als durchgängiges Leitprinzip der Bundesregierung an und bestimmt, diese Aufgabe mittels der Strategie des Gender Mainstreaming zu fördern.

	2000
	Beginn des Programms der Bundesregierung „Moderner Staat – Moderne Verwaltung”, das Gender Mainstreaming als einen der Leitgedanken aufgenommen hat.

	
	In Niedersachsen wird die Fortbildungsreihe „Wie bringe ich Gender Mainstreaming ins Tagesgeschäft” begonnen. Gleichzeitig wird eine Planungsgruppe zur Umsetzung von Gender Mainstreaming eingesetzt.

	
	Die Landesregierung von Sachsen-Anhalt beschließt ein umfangreiches Konzept, wie Gender Mainstreaming in der Verwaltung praktiziert werden kann. 

	
	Konstituierung der interministeriellen Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming der Bundesregierung am 24.05.2000 zur Implementierung des Gender Mainstreaming in die laufende Arbeit aller Ressorts. Die Leitung liegt beim Staatssekretär des Bundesfrauenministeriums. Die Gemeinsame Geschäftsordnung (GGO) der Bundesministerien wird am 26.07.2000 novelliert. Der neue § 2 GGO lautet: „Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist durchgängiges Leitprinzip und soll bei allen politischen, normgebenden und verwaltenden Maßnahmen der Bundesregierung in ihren Bereichen gefördert werden (Gender Mainstreaming)”.

	
	Die Landesregierungen von Rheinland-Pfalz und Mecklenburg-Vorpommern beschließen, Gender Mainstreaming in der Landesverwaltung umzusetzen.

	2001
	Alle Ministerien der Bundesregierung verpflichten sich, ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu Gender Mainstreaming zu schulen und mindestens ein Pilotprojekt zur Erprobung von Gender Mainstreaming durchzuführen.

	
	Als erste Gewerkschaft verankert ver.di Gender Mainstreaming als Aufgabe in der Satzung (§ 5) und setzt ein Mann-/Frauteam als Genderbeauftragte beim Bundesvorstand ein. Einweihung des Gender-Instituts GISA in Sachsen-Anhalt.

	
	In Hamburg wird ein Senatsbeschluss zur „Einführung und Umsetzung der Strategie des Gender Mainstreaming in die Hamburgische Landespolitik” verabschiedet.

	2002
	Der Senat der Freien Hansestadt Bremen beschließt ein Konzept zur Umsetzung von Gender Mainstreaming in allen Bereichen der Politik.


Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend über www.gender-mainstreaming.net, Stand: 22.05.2005.
Unterschiede zwischen Gender Mainstreaming und Frauenpolitik

Sowohl Gender Mainstreaming als auch Frauenpolitik werden eingesetzt, um die Gleichstellung der Geschlechter zu erreichen. Gender Mainstreaming ist dabei die Strategie, um geschlechtsspezifische Ausgangspositionen und Folgen einer Maßnahme zu bestimmen. Werden hierbei Benachteiligungen von Frauen oder von Männern festgestellt, sind Frauenpolitik bzw. Männerpolitik die einzusetzenden Instrumente, um der jeweiligen Benachteiligung entgegenzuwirken.

Unterschiede zwischen der institutionalisierten Frauenpolitik und dem Gender-Mainstreaming-Ansatz:

Abb.: Unterschiede Frauenpolitik – Gender Mainstreaming

	Frauenpolitik
	Gender Mainstreaming

	Frauenförderung wird von speziellen organisatorischen Einheiten betrieben, die für Gleichstellungspolitik zuständig sind, etwa von der Frauenbeauftragten in einem Unternehmen oder in einer Behörde.
	Demgegenüber setzt Gender Mainstreaming auf die Beteiligung aller an einer Entscheidung beteiligten Personen. Es liegt nun in der Verantwortung der jeweils Zuständigen – und nicht mehr ausschließlich in der Verantwortung der Frauenpolitik –, Gleichstellung zwischen Männern und Frauen herzustellen.

	Der Ansatzpunkt für Frauenförderpolitik ist eine konkrete Situation, in der die Benachteiligung von Frauen unmittelbar zum Vorschein kommt.
	Gender Mainstreaming setzt demgegenüber bei allen politischen Entscheidungen an, auch bei denen, die auf den ersten Blick keinen geschlechtsspezifischen Problemgehalt haben.

	Es kann rasch und zielorientiert gehandelt werden; die jeweilige Maßnahme beschränkt sich jedoch auf spezifische Problemstellungen. 
	Gender Mainstreaming dagegen setzt als Strategie grundlegender und breiter an. Die Umsetzung dauert damit länger; der Ansatz beinhaltet jedoch das Potential für eine nachhaltige Veränderung bei allen Akteuren und Akteurinnen und bei allen politischen Prozessen.


Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend über www.gender-mainstreaming.net.
Durch die Strategie des Gender Mainstreaming werden die unterschiedlichen Realitäten von Frauen und Männern bewusst und deutlich gemacht; d.h., theoretisch ist Gender Mainstreaming geschlechtsneutral.

Aktuelle Situation in Deutschland – Ausblick

Aber: Gender Mainstreaming führt dann zu gezielter Frauen- oder Männerförderungspolitik, wenn sich aus der Analyse ergibt, dass vor allem geschlechtsspezifische Benachteiligungen zu Lasten eines Geschlechts abzubauen sind. Und in der Realität der aktuellen Akteure bedeutete das bisher vor allem (institutionelle) Frauenpolitik. Zu bemerken ist aber, dass der Gender-Mainstreaming-Ansatz auch die Situation der Männer in unserer Gesellschaft mit in die Analyse einbezieht, so dass – theoretisch – auch Männerprojekte mit „Gender-Ansatz” förderfähig sein müssten. Dies wird umso deutlicher, je mehr die Frauenförderung – jedenfalls in Deutschland – greift und gemeinsame „Menschen”-Projekte in den Blickpunkt rücken.
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